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Vorblatt 


Verträge über die Förderung und den gegenseitigen 
Schutz von Kapitalanlagen zwisdien der Bundesrepu- 
blik Deutsdiland und 

a) der Demokratischen Republik Kongo/Kinshasa 

b) der Republik Gabun 

c) der Republik Indonesien 

(Schriftlidier Bericht des Ausschusses für Wirtschaft) 


A. Problem 

Die Anlage privaten deutschen Kapitals in der Demokratischen 
Republik Kongo, der Republik Gabun und der Republik Indo- 
nesien soll gefördert werden. 


B. Lösung 

Aus diesem Grunde hat die Bundesrepublik Deutschland mit der 
Demokratischen Republik Kongo, der Republik Gabun und der 
Republik Indonesien völkerrechtlidie Verträge geschlossen, die 
dem deutschen Kapitalanleger den notwendigen Rechtsschutz 
gewähren. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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desrepublik Deutschland und der Demokratischen Republik 
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Drucksadle VI/517 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Frerichs 


Die Gesetzentwürfe — Drucksachen VI/310, VI/311, 
Vl/312 — wurden vom Deutschen Bundestag in seiner 
33. Sitzung am 25. Februar 1970 in erster Lesung 
beraten und an den Ausschuß für Wirtschaft feder- 
führend und an den Auswärtigen Ausschuß zur Mit- 
beratung überwiesen. Der mitberatende Ausschuß 
hat den Gesetzentwürfen zugestimmt. 

Die drei Kapitalförderungsverträge haben den 
Zweck, die Investitionen der deutschen Privatwirt- 
schaft in den Entwicklungsländern zu fördern. Der 
Anreiz hierzu liegt in dem erhöhten Rechtsschutz, 
der den deutschen Kapitalanlagen durch diese Ver- 
träge gewährt wird, z. B. gegen willkürliche Enteig- 
nung und Diskriminierung, durch Gewährung der 
Inländerbehandlung und Meistbegünstigung, durch 
Vereinbarung einer wertgleichen Entschädigung im 
Falle einer Enteignung, durch Zusicherung des freien 
Transfers für die Erlöse, einer etwaigen Enteig- 
nungsentschädigung und des Liquidationserlöses, 
durch Vereinbarung eines Schiedsverfahrens (für 
den Fall von Meinungsverschiedenheiten), durch An- 
erkennung der Subrogation (Übergang der Forde- 
rung von dem geschädigten Investor auf den Bund, 
falls dieser auf Grund einer Garantie in Anspruch 
genommen ist) und andere Bestimmungen mehr. 

Außerdem sind diese Verträge eine wesentliche 
Voraussetzung für die Gewährung von Bundes- 


garantien zur Absicherung des nichtkommerziellen 
Risikos. 

Die hier vorliegenden Verträge entsprechen im 
wesentlichen dem deutschen Mustervertrag. Bei den 
Verhandlungen mußten einige Abweichungen zuge- 
standen werden. 

So sieht der Vertrag 

— mit der Republik Kongo/Kinshasa einen allge- 
meinen Genehmigungsvorbehalt für Kapitalan- 
lagen und eine Begünstigung von kongolesischen 
Investoren bei Kreditaufnahmen und Steuerver- 
günstigungen vor; 

— mit der Republik Gabun vor, daß für das Zulas- 
sungsverfahren zusätzlich die Rechtsvorschrif- 
ten über den gabunischen Investitionsfonds zu 
berücksichtigen sind; 

— mit der Republik Indonesien keine Gleichstellung 
der deutschen Anleger mit Inländern beim Er- 
werb von Grundbesitz und der Erhebung von 
Regionalsteuern vor. 

Ungeachtet dieser Abweichungen empfiehlt der 
Ausschuß einmütig die Ratifikation der Verträge. 
Durch diese Abweichungen und Ergänzungen wird 
der Rechtsschutz praktisch nicht eingeschränkt. 


Bonn, den 12. März 1970 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

die Gesetzentwürfe — Drucksachen VI/310, VI/311, 
VI/312 — unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 12. März 1970 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
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Kienbaum 

Vorsitzender 


Dr. Frerichs 

Berichterstatter 



